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Eine Hundehalterin wehrt sich vor Gericht erfolgreich
gegen eine Busse SEITE 13

Lieber eine unqualifizierte Lehrerin als keine
Um dem Lehrermangel zu begegnen, setzt auch der Kanton Zürich unausgebildete, fach- oder stufenfremde Pädagogen ein

LENA SCHENKEL

Die Aussage des obersten Lehrers ist
derart provokativ, dass sie aufs Titelblatt
musste: «Es gibt keinen Lehrermangel»,
wird Beat Zemp in der jüngsten Aus-
gabe von «Fritz + Fränzi» zitiert.Was der
scheidende Präsident des Dachverbands
der Schweizer Lehrerinnen und Leh-
rer damit meint, führt er im Interview
mit dem Elternmagazin näher aus: «Es
wird nie die Situation eintreten, in der
ein Schulleiter vor eine Klasse tritt und
sagt: ‹Sorry, wir haben keine Lehrperson
gefunden, ihr dürft nach Hause gehen.›»

Auch in Zürich relativiert das Volks-
schulamt den Alarmismus, der jeweils
reflexartig zum Sommerferienbeginn
aufkeimt: Von 16 000 Stellen seien bloss
noch 194 unbesetzt.Vielleicht sogar noch
weniger, da nicht alle Anstellungen um-
gehend gemeldet werden. Die Situation
ist mit dem Vorjahr vergleichbar – ob-
wohl im kommenden Schuljahr aufgrund
der wachsenden Schülerzahlen 156 zu-
sätzliche Klassen im Kindergarten und in
der Primarschule eröffnet werden.

Weshalb nicht der Lehrermangel an
sich das Problem ist, sondern wie er be-
hoben wird, fasst Beat Zemp so zusam-
men: Der Mangel sei nicht quantitativer,
sondern qualitativer Art. «Lehrperso-
nen müssen heute zunehmend stufen-
fremden oder fachfremden Unterricht
erteilen, oder es müssen sogar Personen
eingestellt werden, die gar keine päd-
agogische Ausbildung mitbringen», sagt
er im Interview.Was das für die Qualität
des Unterrichts und die Ausbildung der
Schulkinder bedeutet, lässt Zemp offen.

Immerhin keine Maturanden

Die Volksschulamt-Chefin Marion Völ-
ger sagt dazu: «Die Situation in den
Schulen ist angespannt, aber wir sind
weit von einem Qualitätsproblem ent-
fernt.» Ein Mangel an erfahrenen und
gut ausgebildeten Fachkräften sei immer
herausfordernd. Die Situation sei jedoch
nicht mit jener in den 1970ern vergleich-
bar.Als damals die letzten der sogenann-
ten Babyboomer-Jahrgänge schulpflich-
tig wurden, seien verschiedentlich Matu-
randen vor den Klassen gestanden. Das
sei heute unvorstellbar.

Gleichwohl gab 2016 jeder sechste
Schulleiter in der Deutschschweiz an,
Lehrkräfte einstellen zu müssen, wel-
che den Anforderungen des Stellenpro-
fils nicht entsprechen. In Zürich können

Personen ohne eidgenössisch anerkann-
tes Diplom für die Stufe,auf der sie arbei-
ten, befristet angestellt werden. Sie müs-
sen aber dieVoraussetzungen für ein Stu-
dium an der Pädagogischen Hochschule
mitbringen,dieses oder fehlende Qualifi-
kationen also nachholen können.Verein-
zelt unterbrechen angehende Lehrperso-
nen ihr Studium im letzten Jahr, um zu
arbeiten und es danach wieder aufzuneh-
men. Dem Amt sind aber bloss vier Fälle
aus dem letzten Jahr bekannt.

Studierende, die noch vor Abschluss
ihrer Ausbildung eine (Teilzeit-)An-
stellung übernehmen – wie dies bei den
Quereinsteigenden bereits ab dem zwei-
ten Studienjahr der Fall ist –, würden
ausreichend unterstützt und begleitet.
«Auch Lehrern, die stufenfremd tätig
sind, oder Wiedereinsteigerinnen stehen
verschiedenste Unterstützungsangebote
zur Verfügung», sagt Völger. Das seien in
der Regel erfahrene Lehrpersonen.

Der Präsident des Zürcher Lehrer-
verbands pflichtet ihr ein Stück weit bei:
«Lehrerinnen, welche Stufen oder Fä-
cher wechseln, trauen sich das zu und ge-
ben sich besonders Mühe»,sagt Christian
Hugi. Das gelte auch für Quereinsteiger,
die sich sehr bewusst für diesen Beruf ent-
schieden hätten.Trotzdem findet Hugi es
problematisch, dass zunehmend «beide
Augen zugedrückt werden». Fürs Kolle-
gium bedeuten die Notlösungen mitunter
Unqualifizierte, die mehr Unterstützung
brauchen, oder Qualifizierte, die nicht
optimal insTeam passen.Kann eine Stelle
nicht besetzt werden, werden manchmal
Klassen zusammengelegt beziehungs-
weise vergrössert. Kurzum: Die ohnehin
schon hohe Belastung von Lehrerinnen
und Lehrern steigt weiter an.

Anders als die Schulämter sehen die
Lehrerverbände denn auch nicht das
Schülerwachstum, sondern die Arbeits-
bedingungen als Hauptgrund für den

Lehrermangel. So erklären sie sich auch
die hoheAnzahl vonTeilzeitangestellten.
Lehrkräfte im Kanton Zürich arbeiten im
Schnitt 69 Prozent. Rund ein Fünftel der
Lehrerinnen und Lehrer sind laut einer
Studie des nationalen Dachverbands von
2016 in einem reduzierten Pensum ange-
stellt, um gesundheitsschädigenden Be-
lastungen am Arbeitsplatz entgegenzu-
wirken.EinVollzeitpensum sei in diesem
Beruf kaum zu leisten, wird resümiert.

Höhere Teilzeitpensen

Das Volksschulamt kommt zum umge-
kehrten Schluss: Nicht das Vollzeit-, son-
dern das Teilzeitpensum belaste. Weil in
der Studie just die Vollzeitbeschäftigten
die höchsten Zufriedenheitswerte und
weniger Überzeit auswiesen, ortet es
ein bekanntes Phänomen: Teilzeitange-
stellte leisten oft Mehrarbeit und sind
deswegen unzufriedener. Ausserdem sei

die Teilarbeit eher biografisch bedingt:
Die meisten steigen mit einem hohen
Beschäftigungsgrad ein und reduzieren
zwischen 30 und 40 Jahren, ehe sie ihr
Pensum wieder erhöhen. Die Tatsache,
dass 78 Prozent der Zürcher Lehrkräfte
vom Kindergarten bis zur Sekundarstufe
Frauen sind, legt nahe, dass es sich um
Mütter handelt, die ihre Erwerbstätig-
keit vorübergehend reduzieren.

Bei der Frage, was zu tun sei, gehen
die Meinungen ebenfalls auseinan-
der. Die Bildungsdirektorin Silvia Stei-
ner (cvp.) sagte der NZZ Anfang Jahr,
nur Lehrer auszubilden, könne nicht die
Lösung sein: Die wären dann plötzlich
arbeitslos, wenn der Peak, wie zu erwar-
ten, 2030 erreicht ist und die Schüler-
zahlen wieder sinken. Man müsse versu-
chen, die Lehrerinnen möglichst lange
im Beruf zu halten, und die Gemeinden
ermuntern, ihre Kleinstpensen an den
Schulen anzuheben. «Wenn jede Lehr-
person durchschnittlich eine Lektion
zusätzlich unterrichten würde, brauch-
ten wir im Kanton Zürich gegen tau-
send Lehrkräfte weniger», erläutert die
Volksschulamtschefin Völger.

Problem wird sich verlagern

Für die Präsidentin des Zürcher Schul-
leiterverbands, Sarah Knüsel, klingt das
nach einer «Schreibtischlösung»: Dass
alle Lehrer ihre Beschäftigungsgrade er-
höhten, sei weder realistisch noch sinn-
voll. Flexible Pensen seien da praxis-
orientierter. Auch müssten ihrer An-
sicht nach die strengen Vorgaben vor-
übergehend gelockert werden. So sollten
etwa Lehrerinnen vier statt bloss drei
Jahre ohne entsprechende Zusatzausbil-
dung als Heilpädagoginnen wirken dür-
fen. Das würde deren eklatanten Mangel
abfedern, zeigt sich Knüsel überzeugt.

Dass dasVolksschulamt auf das «Prin-
zip Hoffnung» setzt, ist auch für den Zür-
cher Lehrerverbandspräsidenten Hugi
unverständlich. Für ihn ist klar, dass zu-
allererst die Rahmenbedingungen ver-
bessert werden müssen. Nur so liessen
sich Lehrer dazu bewegen, ihr Pensum zu
erhöhen und damit zur Entschärfung des
Problems beizutragen. Hugi fordert, die
Lohnklasse der Kindergärtnerinnen – die
ebenfalls besonders gefragt sind – end-
lich an jene der Primarlehrer anzuglei-
chen. Daneben sollten Lehrer im Unter-
richt entlastet und die im neuen Berufs-
auftrag zu tief angesetzte Sollstunden-
zahl pro Lektion erhöht werden.

BEZIRKSGERICHT ZÜRICH

Kinderporno über Facebook versandt
Wegen eines vom Mobiltelefon versandten Videos mit kinderpornografischem Inhalt wird ein 29-jähriger Pakistaner für fünf Jahre des Landes verwiesen

TOM FELBER

Der 29-jährige Pakistaner arbeitet als
Alterspfleger in Italien und besuchte
regelmässig Verwandte in der Schweiz.
Dort benützte er mit seinem Mobiltele-
fon das WLAN seines Schwagers. Am
1. Januar 2019 verschickte er damit über
das soziale Netzwerk Facebook eine
Videodatei mit kinderpornografischem
Inhalt an einen pakistanischen Bekann-
ten.Auf dem Video war Oralverkehr zwi-
schen zwei Kindern zu sehen. Der Mann
wurde bei einem weiteren Besuch in der
Schweiz im März festgenommen und
sass zwei Tage in Haft. Der Staatsanwalt
klagte ihn wegen harter Pornografie an
und verlangte eine bedingte Freiheits-
strafe von 10 Monaten und 1000 Fran-
ken Busse; ausserdem 5 Jahre Landes-
verweis und ein lebenslängliches Tätig-

keitsverbot für den regelmässigen Kon-
takt mit Minderjährigen.

Der Prozess am Bezirksgericht Zürich
fand ohne den Beschuldigten statt. Er
hatte von den italienischen Behörden
das Dokument für die Wiedereinreise in
die Schweiz nicht rechtzeitig erhalten. So
wurde der Prozess in seiner Abwesenheit
durchgeführt und bestand nur aus dem
Plädoyer desVerteidigers.Auf eine münd-
liche Urteilseröffnung wurde verzich-
tet. Der amtliche Verteidiger beantragte
einen Freispruch und eine Genugtuung
für die erlittene Haft seines Mandanten
von 400 Franken. Sein Eventualantrag
lautete auf eine bedingte Geldstrafe nach
Ermessen des Gerichts, eine Busse von
höchstens 460 Franken und den Verzicht
auf Landesverweis und Tätigkeitsverbot.

Laut dem Verteidiger hatte der Be-
schuldigte eingeräumt, dass die Datei

über sein Telefon versandt worden war.
Auch habe der Mann durchaus realisiert,
dass es sich um ein verbotenes, kinder-
pornografisches Video handle. Der Paki-
staner könne sich aber nicht vorstellen,
dass er es verschickt habe. Sein Mobil-
telefon sei nicht durch ein Passwort ge-
schützt gewesen, und es habe andere zu-
griffsberechtigte Personen wie seinen
Schwager und dessen Kinder gegeben.
Es könne sein, dass «die Kinder so etwas
gemacht» hätten. Er wisse es aber nicht.

Laut dem Verteidiger nutzt der Be-
schuldigte Facebook und Whatsapp
intensiv. Es würden ihm in hoher Kadenz
Texte, Bilder und Videos zugesandt. Die
inkriminierte Videodatei sei ihm irgend-
wann zusammen mit einer Vielzahl ande-
rer Dateien zugestellt worden. Er habe
es versäumt, die Datei zu löschen. Plausi-
bel sei auch seine Aussage, dass die Datei

lediglich an den Absender zurückgegan-
gen sei. Die Datei sei ihm vermutlich
von einem Landsmann in Pakistan zuge-
schickt worden. Es könne auch nicht aus-
geschlossen werden, dass die Datei auto-
matisch in einer Galerie gespeichert wor-
den und ohne das Zutun von ihm oder
Dritten verschickt worden sei. Es liege
der Klassiker einer Fahrlässigkeit vor.

Im Fall einer Verurteilung seien die
Anträge des Staatsanwalts nicht verhält-
nismässig. Der Beschuldigte sei Erst-
täter und verdiene lediglich 1200 Euro im
Monat. Ein Tätigkeitsverbot verhindere
weder Besitz noch Konsum oder Verbrei-
tung von Pornografie, und ein Landesver-
weis biete angesichts der weltweiten Ver-
netzung über Facebook und Whatsapp
kein wirksames Hindernis. Zudem han-
delt es sich nach Ansicht des Verteidigers
sogar um einen Härtefall für den Lan-

desverweis, da der Beschuldigte regel-
mässige Beziehungen zur Schweiz habe
und sich aus familiären Gründen immer
wieder hier zu Besuch aufhalte.

Das Bezirksgericht Zürich verurteilte
den Beschuldigten schliesslich zu einer
bedingten Geldstrafe von 150 Tages-
sätzen à 20 Franken wegen Pornogra-
fie bei einer Probezeit von 2 Jahren. Auf
eine Busse wurde verzichtet. Der Paki-
staner wurde zudem für 5 Jahre des Lan-
des verwiesen.Von der Anordnung eines
lebenslänglichen Verbotes einer beruf-
lichen oder ausserberuflichen Tätigkeit,
die einen regelmässigen Kontakt zu Kin-
dern umfasst, wurde abgesehen. Das
Urteil liegt nur im schriftlichen Disposi-
tiv ohne Begründung vor.

Urteil GG190 086 vom 1. 7. 2019, noch nicht
rechtskräftig.

Von 16000 Stellen sind fürs kommende Schuljahr im Kanton Zürich noch 194 offen. KARIN HOFER / NZZ
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